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Mündlicher Bericht 

des Ausscliusses für das Besalzuiigsstatut iiiul 
auswärtige Angelegenheiten 
(7. Aussclinß) 

über den Antrag der Fraktion der 
Föderalistischen Union (BP-Z) 

- Nr. .3006 der Drucksachen - 

betr. Bescblagnahinen durch die Besatzungsniächte 
für niilitärisebe Zw'eeke. 


Bt^riclUurislBttcr : 

Abgeonhieler Dr. Haseiiiaiiii 

AiHrag de« Aussdiusses; 

Der Binidesta»' wolle l)t‘schließen : 

Die Bundesre^ieruni!: wird ersucht 

1. durch \ crhaiidluiigeu mit dtui Besatzungsniiichten daliiii zu wirken, 

1. daß BeschlagiialuTieii von Grund und Boden sowie von öfTent- 
lichtm und privaten Gebäuden durch die Besatzungsniächte für 
Flugplatzanlagen, rruppenübungsgelände und für die Liiterbrin- 
gung von Truppen durch Bundesorgane und nur mit deren 
fdn Verständnis ^orge nominell werden, 

2. daß die Beschlagnahmen gleichmäßig ül)er das Bundesgebiet 
verteilt werden. 

11. uiuerzüglich den Entwurf eines Gesetztes zur Durchführung 
dieser Beschlagnahmen \orzulegen, ln diestun Gesetz ist vor- 
zusehen: 

1, Die Beschlagnahme erfolgt in einem geordneten Bechtsverfahren 
unter Mitwirkung des betroffenen Landes und im Benehmen 
mit den betroffenen Gemeinden. 

2. Die Ausw ahl der Grmidstücke soll so erfolgen, daß die Gefähr- 
dung des Betriebes von Kurorten, gewerblicher Betriebe und der 
für die asserversorgung unentbehrlicben Quellgebiete vermieden 
wird. 



3. Landwirtschaftlich genutztes Land soll nur im äußersten Fall 
in Anspruch genommen werden. 

4. Bei Beschlagnahme gemeinnütziger Anlagen (Sdiwimmbäder, 
Sportplätze usw.) ist dafür Sorge zu tragen, daß diese von der 
deutschen Bevölkerung in angemessener Weise benützt werden 
können. 

5. Für die Besdilagnahme ist Ersatz nach Möglichkeit durch Zu- 
weisung gleichartiger und gleichwertiger Gegenstände zu leisten. 
Wo dies nicht möglich ist, ist voller Schadensersatz zu gewähren 

6. Die durch die Notwendigkeit der Verlegung von Straßen, Eisen- 
bahnen, Wasserleitungen und ähnlicher gemeinnütziger Anlagen 
entstandenen Kosten sind den betroHencn Gemeinden und 
Kreisen zu ersetzen. 

in. Bis zum Erlaß dieses Gesetzes ist nach diesen Richtlinien zu 
verfahren. 

Bonn, den 26. März 1952 

Der Ausschuß für das Besatzungsstatut 
und auswärtige Angelegenheiten 
Dr. Schmid (Tübingen) Dr. Hasemanti 

\ ersitzender Berichterstatter 



